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Regress: 17.700 für Notbremse 

Pflegeregress: KP übergibt Tausende Unterschriften. Doch die Regierung bleibt hart, sie 

muss stärker sparen. Der Polit-Herbst in der Steiermark ist aber definitiv eröffnet. Der 

Regress wird trotzdem noch bis zur Wahl 2015 beschäftigen. 
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Claudia Klimt-Weithaler, Klubobfrau der KPÖ 

Gut 17.700 Steirer haben seit Mai für die Abschaffung des steirischen Pflegeregresses 

unterschrieben. Die dicken Ordner mit den Unterschriften hat Claudia Klimt-Weithaler (KPÖ) 

gestern Pflegelandesrätin Kristina Edlinger-Ploder (ÖVP) in der Landstube in die Hand 

gedrückt - und damit endgültig einen heißen Politherbst eröffnet. Denn nicht nur Grüne, 

Blaue und KPÖ machen sich für eine Abschaffung stark. Auch die Gewerkschaft und einige 

SPÖ- und ÖVP-dominierte Städte und Gemeinden haben mittlerweile beschlossen: Dieser 

teilweise Rückersatz der Pflegekosten durch Angehörige ist zu streichen. Die 

Landesregierung bleibt hingegen hart: Das Regressmodell bleibt, solange es keine 

österreichweite "Lösung für die nachhaltige und leistbare Finanzierung des öffentlichen 

Pflegesystems gibt", erklärt Edlinger-Ploder im Namen der "Reformpartner". 

Diese handeln sich prompt den Vorwurf ein, einen "sozialen Raubzug" (Zitat FPÖ) zu 

unternehmen. Von "politischem Versagen" sprechen die Grünen, da in der Vergangenheit die 

Zahl der Pflegeheime und damit die Kosten explodiert wären. Eine Antwort darauf war der 

Regress - Folge: "Die Heime sind weniger voll und die Wartelisten kürzer", gibt Christopher 

Drexler (VP) zu. Nur lassen "die Steirer sich Verschlechterungen nicht als Reform 

verkaufen", entgegnet die KPÖ.  



   

Dort nennt man die Unterschriftenaktion einen "Selbstläufer", es sei die zweiterfolgreichste 

derartige Initiative der steirischen Fraktion gewesen. Nur zu Zeiten von Ernest Kaltenegger 

und der Angst vor dem "Ausverkauf" der Grazer Gemeindewohnungen erlebte man noch 

mehr Zuspruch. 

Urteil noch im Herbst 

Tatsächlich sind nicht 17.700, sondern knapp 6200 Steirer von der Rückersatzpflicht von 

Pflegekosten eines Familienmitglieds erfasst. Die Einnahmen machen 9,7 Millionen Euro aus 

(Bilanz 2012). In einigen Fällen ist der Unabhängige Verwaltungssenat der Ansicht, dass 

dabei Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Kindern und Eheleuten zu wenig berücksichtigt 

worden sind. Nun ist der Verfassungsgerichtshof am Zug, eine Entscheidung soll noch im 

Herbst fallen. Die Regierung ist vorsichtig optimistisch, zumal bei der Mindestsicherung in 

einer ganz ähnlichen Frage das Land recht bekommen hat. 

Im Landhaus rechnet man damit, dass der Regress erst kurz vor der Landtagswahl im 

Herbst 2015 für überholt erklärt wird. "Der Regress wird uns noch bis zur Wahl 

beschäftigen", sagt auch SP-Klubchef Walter Kröpfl. 

Warum noch so lange? Da Rot und Schwarz ihren Sparkurs fix gesetzt haben. Um nicht 

abzuweichen, wurden alle Koalitionsregierer über den Sommer verpflichtet, heuer ein 

weiteres Prozent und 2014 drei Prozent weniger als geplant auszugeben. 


